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Drucksache VI/1802 


Sachgebiet 23 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 2. Februar 1971 

für Städtebau und Wohnungswesen 
II A - R 08 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kommunale Wohnungsvermittlungsbüros 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Gewandt, Frau 
Tübler, Lampersbach, Dr. Warnke und Genossen 
- Drucksache VI/1708 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

1, Ist der Bundesregierung bekannt, daß in verschiedenen Groß- 
städten der Bundesrepublik Deutschland, wie z, B. in Stuttgart, 
Darmstadt, Nürnberg usw. die Errichtung kommunaler Woh- 
nungsvermittlungsbüros geplant wird? 

Der Bundesregierung ist aus Pressemitteilungen bekannt, daß 
in verschiedenen Großstädten der Bundesrepublik die Errich- 
tung kommunaler Wohnungsvermittlungsstellen geplant wird. 
Die Bundesregierung hat auf Errichtung und Arbeitsweise der 
geplanten Stellen jedoch keinen Einfluß, da Artikel 28 Abs. 2 
GG den Gemeinden das Recht gewährleistet, alle Angelegen- 
heiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in 
eigener Verantwortung zu regeln. 

2. Welchen ordnungspolitischen Einfluß auf den Wohnungsmarkt 
erwartet die Bundesregierung durch kommunale Vermittlungs- 
büros? 

Von einer kommunalen Wohnungsvermittlungsstelle kann 
insofern ein günstiger Einfluß auf den Wohnungsmarkt erwar- 
tet werden, als für Wohnungssuchende eine zusätzliche Infor- 
mationsmöglichkeit über Wohnungsangebote geschaffen wird. 
Es bleibt im übrigen abzuwarten, welche Erfahrungen die Ge- 
meinden, insbesondere die Großstädte, mit den neuen Einrich- 
tungen machen werden. 
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3, Ist die Bundesregierung - nachdem sie den Gesetzentwurf 
(Drucksache VI/1549) über Maßnahmen zur Verbesserung des 
Mietrechts und der Begrenzung des Mietanstiegs vorgelegt hat - 
der Meinung, daß die Gemeinden auf dem Gebiet der Woh- 
nungsvermittlung mit der Unterstützung öffentlicher Mittel tätig 
werden sollen? 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes soll nach dem vorer- 
wähnten Gesetzentwurf dahin gehend ausgeschöpft werden, 
Mißbräuchen im privaten Maklerwesen entgegenzutreten. 

Die Frage der Finanzierung der kommunalen Vermittlungs- 
stellen ist allein Angelegenheit der Gemeinden. Für eine Be- 
reitstellung von Bundesmitteln besteht keine Möglichkeit. 


4. Wenn ja, erhofft sich die Bundesregierung von einer solchen 
Tätigkeit ein vermehrtes Angebot an Wohnungen? 

Kommunale Wohnungs Vermittlungsbüros lassen eine größere 
Transparenz von Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungs- 
markt erwarten. Ein vermehrtes Wohnungsangebot kann nur 
durch verstärkten Wohnungsbau erreicht werden. Die Bundes- 
regierung hat dementsprechend ihr langfristiges Wohnungs- 
bauprogramm vorgelegt und im Haushaltsplanentwurf 1971 
sowie in der mittelfristigen Finanzplanung finanziell abge- 
sichert. 


Lauritzen 



